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1 Einleitung 

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der Ziele des Bebauungsplanes 

Die Gemeinde Burgoberbach plant im Ortsteil Neuses die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. XXIX "Am Überheid-

lein", um die städtebauliche Entwicklung in südöstlicher Ortsrandlage weiter voranzutreiben. Ziel des Vorhabens ist 

die Ausweisung eines neuen allgemeinen Wohngebiets zur Schaffung von zusätzlichem Wohnraum. Hierzu wird eine 

ca. 6.739 m² große Fläche in Anspruch genommen.  

Der geplante Geltungsbereich umfasst dabei Grundstücksflächen von etwa 5.360 m² sowie Verkehrsflächen von rund 

828 m². Innerhalb der Verkehrsfläche sind ca. 497 m² einer bestehenden Zufahrt und ca. 331 m² dem Ausbau eines 

bestehenden Wirtschaftsweges zuzurechnen. Eine kleine Wendemöglichkeit wurde ergänzt, um die Erschließung der 

neuen Baugrundstücke effizient zu gestalten. 

Das Plangebiet grenzt unmittelbar an die bestehende Siedlungsstruktur von Neuses an und liegt am südöstlichen 

Ortsrand. Die bestehende Nutzung der Flächen ist vielfältig: Während der westliche Bereich von intensiv genutztem 

Grünland geprägt ist, befinden sich im südlichen Bereich mäßig extensiv genutzte Grünlandflächen. Der nördliche 

Teil ist durch einzelne Bäume und Streuobstbäume strukturiert, während zentral gelegene Gehölzstrukturen sowie 

Ruderalflächen im Osten das Landschaftsbild ergänzen. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen zwei Grundflächenzahlen (GRZ) von 0,3 und 0,4 vor. Es entstehen zwei 

Wohnbaugebiete (WA1 und WA2) mit differenzierten Vorgaben zur baulichen Nutzung und Gebäudehöhen. Mit der 

Aufstellung des Bebauungsplans wird gleichzeitig eine Änderung des Flächennutzungsplans erforderlich, um die pla-

nungsrechtlichen Grundlagen an die neue städtebauliche Entwicklung anzupassen. Der vorliegende Umweltbericht 

gilt für die Aufstellung des Bebauungsplans sowie die Änderung des Flächennutzungsplans, es sind dieselben Um-

weltauswirkungen zu erwarten. 

Die Erschließung des Gebiets erfolgt über die Anbindung an bestehende Infrastruktur. Ziel der Planung ist die nach-

haltige Entwicklung der Gemeinde Burgoberbach durch Schaffung dringend benötigten Wohnraums sowie die För-

derung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. 

Im Rahmen dieses Umweltberichts werden die voraussichtlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die relevanten 

Schutzgüter gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB untersucht. Der Fokus liegt insbesondere auf den Aspekten Boden, Vege-

tation, Arten- und Biotopschutz sowie dem Landschaftsbild. Zu den potenziellen Beeinträchtigungen zählen unter 

anderem die Versiegelung von Bodenflächen, der Verlust von Vegetationsstrukturen sowie mögliche Auswirkungen 

auf geschützte Arten. 
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Abbildung 2: Rote Umrandung: Baugebiet; (Topografische Karte, Quelle: © LfU, LDBV) 

1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes  

1.2.1 Flächennutzungsplan 

Mit der geplanten Aufstellung des Bebauungsplans Nr. XXIX "Am Überheidlein" in der Gemeinde Burgoberbach ist 

eine Anpassung des wirksamen Flächennutzungsplans erforderlich. Der derzeit gültige Flächennutzungsplan stellt 

die betroffenen Flächen überwiegend als landwirtschaftliche Nutzflächen dar. 

Die geplante Entwicklung eines allgemeinen Wohngebiets gemäß § 4 BauNVO im Bereich des neuen Bebauungsplans 

erfordert daher eine Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren (§ 8 Abs. 3 BauGB). Im Zuge dessen 

wird im Rahmen der 12. Änderung des Flächennutzungsplans die bisher dargestellte landwirtschaftliche Nutzung in 

Wohnbauflächen geändert. 

Die Anpassung entspricht den städtebaulichen Entwicklungszielen der Gemeinde Burgoberbach, die eine geordnete 

Siedlungsentwicklung am südöstlichen Ortsrand des Ortsteils Neuses verfolgt. Durch die Ausweisung als Wohnbau-

flächen soll zusätzlicher Wohnraum geschaffen und die bestehende Siedlungsstruktur sinnvoll ergänzt werden. 

Die Umweltauswirkungen der Flächennutzungsplanänderung entsprechen denen der Aufstellung des Bebauungs-

plans Nr. XXIX "Am Überheidlein“ und werden im vorliegenden Umweltbericht gemeinsam betrachtet. 
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Abbildung 3: Wirksamer Flächennutzungsplan  des Gemeindeteils Neuses; (Quelle: Ingenieurbüro Heller GmbH) 

1.2.2 Landes- und Regionalplanung  

Die Gemeinde Burgoberbach liegt im ländlichen Raum der Region Westmittelfranken und gehört zum Regionalen 

Planungsverband 8. Gemäß dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und dem Regionalplan Westmittel-

franken wird die Entwicklung von Wohnbauflächen in Gemeinden wie Burgoberbach unterstützt, sofern sie einer or-

ganischen Siedlungsentwicklung dienen und die Ziele der Raumordnung berücksichtigen. 

Für die vorliegende Planung sind insbesondere folgende Ziele und Grundsätze relevant: 

LEP 1.1.1 Gleichwertige Lebensverhältnisse 

(Z) In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen mit möglichst hoher Qualität zu schaffen 

oder zu erhalten. 

LEP 1.3.2 Abs. 2 Anpassung an den Klimawandel 

(G) Die räumlichen Auswirkungen von Klimaänderungen und von klimabedingten Naturgefahren sollen bei allen 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen berücksichtigt werden. 
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LEP 3.1 Abs. 1 und 2 Flächensparen 

(G) Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen und bedarfsorientierten Siedlungsentwicklung unter 

besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der 

Schonung der natürlichen Ressourcen und der Stärkung der zusammenhängenden Landschaftsräume ausgerichtet 

werden. 

LEP 3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung 

(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung vorrangig zu nutzen. Ausnah-

men sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung begründet, nicht zur Verfügung stehen. 

LEP 3.3 Vermeidung von Zersiedelung 

(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige Siedlungsstruktur sollen ver-

mieden werden. 

(Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen. 

RP 3.1.1 Organische Siedlungsentwicklung 

(Z) Die Siedlungstätigkeit soll im Rahmen einer organischen Entwicklung erfolgen und sich an der bestehenden Sied-

lungsstruktur orientieren. 

RP 3.2.1 Wohnraumbedarf und Baulandbereitstellung 

(G) In zentralen Orten sowie geeigneten Gemeinden an Entwicklungsachsen soll ausreichend Bauland zur Deckung 

des Wohnraumbedarfs bereitgestellt werden. 

RP 7.1.1 Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 

(G) Die natürlichen Lebensgrundlagen, insbesondere Boden, Wasser, Luft, Klima, Flora und Fauna, sind nachhaltig zu 

sichern und zu schützen. 

RP 7.1.2 Erhalt des Landschaftsbildes 

(G) Die landschaftliche Vielfalt und das charakteristische Landschaftsbild der Region sollen erhalten und weiterent-

wickelt werden. 

Da es sich bei dem Vorhaben um eine bedarfsgerechte Entwicklung von Wohnbauflächen handelt, die in räumlicher 

Verbindung zur bestehenden Siedlungsstruktur steht, entspricht die Planung den Vorgaben des Regionalplans der 

Region Westmittelfranken sowie den Zielen und Grundsätzen der Landes- und Regionalplanung. Die Ausweisung des 

allgemeinen Wohngebiets stellt eine maßvolle Siedlungserweiterung dar und nutzt die bestehende Erschließung so-

wie die vorhandene Infrastruktur effizient. Gleichzeitig wird eine geordnete städtebauliche Entwicklung am südöst-

lichen Ortsrand von Neuses gefördert. 
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Abbildung 4: Auszug Regionalplan Region Westmittelfranken Raumstruktur; (https://www.region-

westmittelfranken.de/Regionalplan/Karten/Raumstruktur.html) 

  

https://www.region-westmittelfranken.de/Regionalplan/Karten/Raumstruktur.html
https://www.region-westmittelfranken.de/Regionalplan/Karten/Raumstruktur.html
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2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen, die in der Umweltprüfung nach § 2 

 Abs. 4 Satz 1 BauGB ermittelt wurden 

2.1 Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen  

Das Vorhabengebiet besteht überwiegend aus Grünland mit vereinzelt vorkommenden Heckenstrukturen (siehe Ab-

bildung 6). Im Nordosten verläuft eine markante Heckenstruktur in südlicher Richtung. Innerhalb des Plangebiets 

sind keine seltenen oder besonders geschützten Pflanzenarten nachgewiesen worden, sodass von einer geringen 

Eingriffserheblichkeit in das Schutzgut „Pflanzen“ auszugehen ist. 

Die Umgebung der Eingriffsfläche ist sowohl westlich als auch östlich von landwirtschaftlich genutzten Flächen ge-

prägt. Nördlich grenzt das Gebiet unmittelbar an die Gemeindeteil Neuses; im Südosten befindet sich ein Waldgebiet. 

Die vorhandenen Gehölzstrukturen, insbesondere das Gebüsch (B116 - Gebüsch stickstoffreicher, ruderaler Stand-

orte), sind in keinem guten Zustand und können durch die geplante Baumaßnahme nicht erhalten bleiben. Daher ist 

deren Entfernung vorgesehen.  

Zur Einschätzung der möglichen Beeinträchtigung relevanter Arten wurde im September 2024 eine Strukturkartie-

rung durchgeführt. Hierfür wurde der Vorhabenbereich auf Habitatpotenzial für saP-relevante Tierarten überprüft. 

Hierbei waren an den von der Rodung betroffenen Bäumen keine Höhlen- oder Spaltenquartiere feststellbar. Die He-

ckenstrukturen im Zentrum der Vorhabenfläche verfügen jedoch über Habitatpotenzial für Heckenbrüter wie Dorn-

gasmücke oder Klappergrasmücke. Zusätzlich kann auch die Nutzung der als Lagerplatz genutzten Fläche durch Zau-

neidechsen nicht ausgeschlossen werden.  

Um Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere zu verhindern, sind die nachfolgenden Vermeidungs- und CEF-Maßnah-

men einzuhalten. 

M01: Um Verletzungen und Individuenverluste von Zauneidechsen zu vermeiden, müssen diese vor Beginn der Bau-

maßnahme aus dem Vorhabengebiet vergrämt werden. Ziel ist es, dass die Tiere Richtung Ausgleichsfläche abwan-

dern. Achtung: Die folgenden Schritte zur Vergrämung dürfen nur im Zeitraum April bis Anfang Mai bzw. zwischen 

Mitte August bis Ende September durchgeführt werden. Ein Ausgleichshabitat muss zu diesem Zeitpunkt bereits zur 

Verfügung stehen (siehe CEF01).  

1. Der Bewuchs auf der gesamten Brachfläche inklusive der Erdwälle muss sehr kurz gemäht werden. Dies 

ist dauerhaft beizubehalten. Die Arbeitsrichtung muss hierbei von Norden nach Süden des Vorhabenge-

bietes erfolgen. 

2. Alle Versteckmöglichkeiten im Vorhabengebiet wie Holz oder Steinhaufen müssen per Hand entfernt 

werden. Dabei ist auf eine vorsichtige Arbeitsweise zu achten. 

3. Eine Woche später sind die Erdhaufen auf der Fläche vorsichtig abzutragen. Die Arbeitsrichtung muss 

hierbei von Norden nach Süden des Vorhabengebietes erfolgen.  

4. Die Arbeitsrichtung von Norden nach Süden des Vorhabengebietes ist bei der gesamten Baufeldräu-

mung einzuhalten. 
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M02: Gehölzfällungen sind außerhalb der Schutzzeiten für Brutvögel, also im Zeitraum zwischen 1. Oktober bis 

28./29. Februar, durchzuführen. 

M03: Wo nicht zwangsläufig Gehölze zur Umsetzung des Bauvorhabens entfernt werden müssen, muss die momen-

tane Vegetation erhalten bleiben. Zu den zu erhaltenden Gehölzen muss dauerhaft ein 3 m breiter Pufferstreifen ein-

gehalten werden. In diesem Bereich muss ein Altgrasstreifen entwickelt werden. Hierfür muss dieser Bereich einmal 

jährlich, allerdings frühestens ab 15. Juli, gemäht werden. Das Mahdgut ist abzutransportieren.  

M04: Die Gehölze am Waldrand im Süden des Planungsgebiets dürfen während der Bauphase nicht in ihrer Funktion 

als Bruthabitat und Leitstruktur für Fledermäuse beeinträchtigt werden. Deswegen ist zu diesen ein 3 m breiter Puf-

ferstreifen einzuhalten. Dieser Streifen darf in diesem Zeitraum weder befahren noch zur Lagerung von Materialien 

genutzt werden. Zum Schutz dieses Pufferstreifens ist während der Bauarbeiten eine nicht verrückbare Abgrenzung 

(z.B. in Form eines Bauzauns) zu errichten. 

M05: Um den Habitatverlust für Dorngrasmücke und Klappergrasmücke (ökologische Gilde der Hecken- und Ge-

büschbrüter) zu verhindern, sind an geeigneter Stelle im oder angrenzend an den Geltungsbereich Heckenstrukturen 

auf mindestens 20 m (3-reihig, 5 m breit) anzulegen. Für Anwuchspflege ist zu sorgen. Ausfallende Gehölze sind lau-

fend zu ersetzen. Die Hecke ist mit gebietsheimischen, bevorzugt beerentragenden Gehölzen, zum Beispiel Hunds-

rose, Eberesche und Weißdorn, anzulegen und dauerhaft zu erhalten (siehe Abbildung 6). 

M06: Zäune um das Vorhabengebiet muss eine Bodenfreiheit von mindestens 15 cm haben, um Reptilien und ande-

ren Kleintieren ungehinderten Zugang zu ermöglichen.  

M07: Bei der Planung ist ein Augenmerk auf die Fallenwirkung für Kleintiere wie Eidechsen, Amphibien, Spitzmäuse 

etc. zu richten. Strukturen wie Lichtschächte, bodenebene Kellereingänge, offene Fallrohre und ähnliches müssen 

für Kleintiere abgedichtet/verschlossen werden. Hierfür können feinmaschige Abdeckungen verwendet werden. 

CEF01: Als Ausgleich für die entfernten Habitatstrukturen der Zauneidechse ist vor Beginn der Vergrämungsmaßnah-

men (siehe M01) ein neues Habitat zu schaffen. Dieses muss als eine Mulde von etwa fünf Quadratmeter Größe und 

einer Tiefe von einem Meter (frostfrei) ausgestattet sein. Diese Mulde ist mit einer Mischung aus verschieden großen 

(Wasserbau-) Steinen, Kies und sandigem Material zu versehen (z.B. Materialien des Lagerplatzes im Baufeld verwen-

den). Einzelne, idealerweise flache, plattige, aber große Steine, sollten als Sonnensteine südseitig an der Oberfläche 

platziert werden. Der so entstandene Steinhaufen muss eine Höhe von etwa 0,5 m erreichen. Alternativ hierzu können 

auch große Wurzelstöcke aus der Rodung der Hecke verwendet werden. Es ist darauf zu achten, dass die eingebrach-

ten Gehölze von den Zauneidechsen leicht erklettert werden können und keine Beschattung vorhanden ist. Zum 

Schutz vor Prädatoren sind je drei Rosenbüsche (Rosa canina) neben den Stein-/Totholzhaufen zu pflanzen (Abbil-

dung 5 und Abbildung 6). 
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Abbildung 5: Prinzipskizze eines Ersatzhabitats mit Überweinderungsmöglichkeit, Totholz und Eiablagesubstrat; (Grafik: LfU 

nach einer Vorlage von Irene Wagensonner, akt.2020) 

 
Abbildung 6: Lage des geplanten Ersatzhabitats für die Zauneidechsen (CEF01) östlich des Vorhabensgebiets (rot) im Bereich 

der Hecken, Lage der Heckenpflanzung (M05) und Ausgleichsflächen (A1 und A2); (Quelle: © LfU, LDBV) 
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Festsetzungen zum Fledermaus- und Insektenschutz: 

• Für die Straßenbeleuchtung sind energiesparende und gleichzeitig insektenschonende Lampen mit nach 

unten gerichtetem Lichtkegel zu verwenden. Zur Außenbeleuchtung dürfen ausschließlich Leuchten mit UV-

armem Lichtspektrum, wie z. B. LED-Lampen oder Natriumdampf-Niederdrucklampen, eingesetzt werden. 

Der Lichtkegel ist strikt nach unten auszurichten. Die Masthöhen sind so niedrig wie möglich zu wählen, um 

die Streuwirkung des Lichts zu minimieren. 

• Die Beleuchtung muss zielgerichtet gelenkt werden. Die Bestrahlung von Gehölzstrukturen ist zu vermeiden. 

Die Leuchten sind nach oben abzuschirmen und nach unten auszurichten, damit der Raum oberhalb der 

Leuchte sowie seitlich möglichst nicht angestrahlt wird. Die Installation von Lampen unmittelbar vor wei-

ßen, stark reflektierenden Fassaden oder innerhalb von Gehölzgruppen ist zu vermeiden, um Blend- und 

Reflexionseffekte zu reduzieren. 

• Die Beleuchtungsdauer muss am tatsächlichen Bedarf angepasst werden. Dies kann entweder mit Bewe-

gungsmeldern oder mit Zeitschaltuhren erreicht werden. Nächtliche Abschaltungen zwischen 23:00 Uhr und 

05:00 Uhr werden empfohlen. Alternativ kann in schwach frequentierten Zeiträumen eine Teildimmung er-

folgen, um die Lichtintensität zusätzlich zu reduzieren. 

• Um die Blend- und Lockwirkung für Organismen zu reduzieren, ist die Lichtfarbe an das Sehspektrum des 

Menschen anzupassen. Optimal ist hier eine neutral- bis warmweiße Farbtemperatur von 2700 K bis maximal 

3000 K. Eine höhere Farbtemperatur sowie Blau- und UV-Anteile sind zu vermeiden, um negative Effekte auf 

nachtaktive Insekten gering zu halten. 

Werden diese Maßnahmen und Festsetzungen eingehalten, kann von einer geringen Eingriffserheblichkeit auf das 

Schutzgut Tiere ausgegangen werden. 

2.2 Auswirkungen auf das Schutzgut Boden und Fläche 

Die Übersichtsbodenkarte von Bayern weist für das Untersuchungsgebiet eine differenzierte Bodenverteilung aus. 

Im nördlichen Teilbereich des geplanten Baugebiets dominiert Boden des Typs 424b: Fast ausschließlich handelt es 

sich um Braunerde (pseudovergleyt), unter Wald gering verbreitet auch podsolig entwickelt. Diese Böden entstehen 

aus (grusführendem) Sand (als Deckschicht oder Sandstein), der in (grusführenden) Schluffsand bis Sandlehm über-

geht. Teilweise liegen die Böden direkt über Sandstein an. 

Im westlichen kleineren Bereich treten Böden des Typs 73e auf. Hier überwiegen Gley und Braunerde-Gley, vereinzelt 

auch Pseudogley. Die Substrate bestehen vorwiegend aus (skelettführendem) Schluff bis Lehm, seltener aus Ton, 

wobei die Substrate unterschiedlichen Ursprungs sind. Die Böden befinden sich außerhalb rezenter Talbereiche. 

Im überwiegenden, zentralen und südlichen Teilbereich des Baugebiets herrschen Böden des Typs 76b vor: Ein Bo-

denkomplex aus Gleye und weiteren grundwasserbeeinflussten Böden, gebildet aus (skelettführendem) Schluff bis 

Lehm, mit gelegentlichen tonigen Anteilen, typisch für Talsedimente. 
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Der belebte Boden ist in seiner Funktion als Filter, Tier- und Pflanzenlebensraum, Produktionsgrundlage, Wasser-

versickerung, Wasserverdunstung und Klimaregulierung nicht ersetzbar. 

Während der Bauphase und danach kann es zu Belastungen des Bodens durch Bodenverdichtung und Versiegelung 

kommen. Die Ausbildung von Baustraßen ist auf ein Mindestmaß zu reduzieren, was durch die gemeindliche Erschlie-

ßung passiert. 

Mit der vorgesehenen Grundflächenzahl (GRZ) von maximal 0,4 wird eine maßvolle Versiegelung angestrebt. Darüber 

hinaus sollen befestigte Flächen auf das notwendige Maß beschränkt und, wo möglich, mit wasserdurchlässigen Be-

lägen gestaltet werden. Das natürliche Gelände bleibt grundsätzlich unverändert, um Eingriffe in das Bodengefüge 

zu minimieren und die natürlichen Versickerungseigenschaften zu erhalten. Diese Maßnahmen gewährleisten eine 

umweltschonende Entwicklung des Baugebiets. 

Zum Schutz der Fläche und des Bodens werden folgende Festsetzungen getroffen: 

• Befestigte Flächen sind auf das unabdingbare Maß zu beschränken. Die Nebenflächen, wie Stauräume und 

Stellplätze auf den Grundstücken sind mit wasserdurchlässigen Belägen auszubauen. 

• Das natürliche Gelände ist grundsätzlich unverändert zu belassen. Geländeveränderungen sind zulässig, 

wenn sie im Zusammenhang mit der Erstellung der Gebäude erforderlich sind. Als maximale Auffüllhöhe des 

fertigen neu herzustellenden Geländes wird die vor dem jeweiligen Grundstück befindliche Straßenober-

kante der Erschließungsstraße entlang des Grundstücks festgesetzt. Dieses neu geschaffene Gelände wird 

als natürliche Geländeoberfläche im Sinne der Bayerischen Bauordnung festgesetzt. Sämtliche Gebäudehö-

henmaßangaben sind hierauf zu beziehen. 

• Freiflächen auf privaten Grundstücken, die nicht als Zufahrten, Wege oder Terrassen befestigt sind, sind gärt-

nerisch mit Rasen und Pflanzungen anzulegen.  

• Großflächig mit Steinen (Schotterpackungen aus Granit, Basalt, Glas, etc.) bedeckte Flächen, auf denen 

hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet werden und keine oder nur eine geringe Anzahl von Pflanzen 

vorkommen sind unzulässig. Die mit Steinen bedeckte Fläche darf maximal 10 m² betragen. Rand und So-

ckeleinfassungen der baulichen Anlagen aus Kies oder Schotter im Sinne des Spritzschutzes, max. 0,5 m 

breit, gelten nicht als Stein- und Kiesgärten. 

• Bei Bodenarbeiten sind die einschlägigen Regelwerke DIN 18915, DIN 19731 und § 12 BBodSchV anzuwen-

den, um die Bodenstruktur und die Bodenfunktion so weit wie möglich zu erhalten. 

Die derzeitige Nutzung der Fläche umfasst überwiegend intensiv genutztes Grünland sowie mäßig extensiv bewirt-

schaftete, artenarme Grünlandbereiche mit Anteilen an säumigen Staudenfluren, gebüschartigen Strukturen sowie 

Hecken und mesophilem Gebüsch. Durch die geplante Ausweisung als allgemeines Wohngebiet kommt es zu einer 

Umstrukturierung der Flächennutzung. Unter Berücksichtigung der vorgesehenen Festsetzungen, der geltenden 

Fachregelwerke sowie begleitender Ausgleichs- und Gestaltungsmaßnahmen ist die Eingriffserheblichkeit für das 

Schutzgut Boden und Fläche insgesamt als gering zu bewerten. 
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2.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 

Im Planungsgebiet "Am Überheidlein"“ sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Ein direkter Eingriff in Fließ- 

oder Stillgewässer erfolgt nicht. Das Planungsgebiet berührt zudem kein Trinkwasserschutzgebiet zur öffentlichen 

Wasserversorgung. 

Im südlichen Teilbereich des Plangebiets, auf einer Fläche von etwa 4.780 m², befindet sich ein wassersensibler Be-

reich. In diesem Bereich ist bei der Umsetzung der Bebauung auf eine wasserschonende Bauweise sowie auf die Mi-

nimierung der Flächenversiegelung besonders zu achten. 

Durch die vorgesehenen Maßnahmen zur Reduzierung der Bodenversiegelung und die Anwendung wasserdurchläs-

siger Beläge, soweit möglich, wird dem Schutz des Wasserhaushalts Rechnung getragen. 

Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser bei Beachtung der festgelegten Maßnahmen als gering 

einzustufen. 

2.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Luft / Klima / Emissionen 

Da es sich bei dem Vorhaben um die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebiets handelt, ist im Plangebiet nicht mit 

erheblichen Staub- oder Geruchsimmissionen zu rechnen. Lediglich während der Bauphase sind vereinzelt Lärm-, 

Staub- und Emissionseinträge möglich.  

Eine leichte Zunahme des Verkehrsaufkommens im Zuge der künftigen Wohnnutzung ist zu erwarten, insbesondere 

durch den Anwohnerverkehr. Hierdurch kann es zu einer geringen Erhöhung der verkehrsbedingten Luftschadstof-

femissionen im Nahbereich kommen. Aufgrund der geringen Siedlungsgröße sind jedoch keine erheblichen negati-

ven Auswirkungen auf die Luftqualität zu erwarten. 

Durch die Neuausweisung von Wohnbauflächen wird der Flächenversiegelungsgrad im Gebiet ansteigen. Dies kann 

lokal zu einer leichten Verstärkung des Wärmeinseleffekts führen. Zur Reduzierung dieser Effekte werden geeignete 

Durchgrünungsmaßnahmen vorgesehen. 

Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Luft, Klima und Emissionen als gering einzustufen.  

2.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild 

Das Plangebiet Nr. XXIX "Am Überheidlein" liegt am südöstlichen Ortsrand von Burgoberbach-Neuses und schließt 

unmittelbar an bestehende Wohnbebauung an. Bei der Fläche handelt es sich um ein überwiegend offen strukturier-

tes Gebiet, das aktuell vor allem durch intensiv genutztes Grünland sowie mäßig extensiv bewirtschaftete, artenarme 

Grünlandbereiche geprägt ist. Hinzukommen vereinzelt säumige Staudenfluren, gebüschartige Strukturen, Hecken 

und mesophiles Gebüsch. Der Planbereich befindet sich außerhalb landschaftlicher Vorbehaltsgebiete gemäß dem 

Regionalplan der Region Westmittelfranken. 

Die unmittelbare Umgebung des Plangebiets wird durch eine Mischung aus kleinteiliger Wohnnutzung im Norden, 

landwirtschaftlich genutzten Flächen im Osten und Westen sowie einem Waldsaum im Süden geprägt. Insbesondere 

im südlichen Bereich grenzt das Plangebiet an einen schmalen, wasserführenden Graben mit dichter Ufervegetation. 
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Dieser bildet eine landschaftliche Zäsur zum angrenzenden Waldgebiet und stellt ein wichtiges landschaftsökologi-

sches Strukturelement dar. Weitere landschaftsbildprägende Elemente wie Hecken und Baumreihen sind nur lokal 

vorhanden, beispielsweise entlang der südwestlichen und östlichen Flanke. 

Durch die geplante Wohnnutzung wird das Landschaftsbild maßvoll verändert, jedoch erfolgt die Entwicklung in en-

ger räumlicher Anbindung an den bestehenden Siedlungskörper. Eine Zersiedelung des Außenbereichs findet somit 

nicht statt. Die städtebauliche Einbindung in die vorhandene Ortsstruktur sowie die Nutzung vorhandener Erschlie-

ßungsachsen tragen zur landschaftlichen Integration bei. 

Die Integration in die Umgebung wird durch die geplante ökologische Aufwertung unterstützt. Zusätzlich ist vorge-

sehen, das Baugebiet zu durchgrünen. Diese Maßnahme trägt zur Verbesserung des Landschaftsbildes bei und för-

dert die Biodiversität.  

Im Rahmen des Bebauungsplans werden verbindliche Festsetzungen zur Grünordnung getroffen, die folgende Rege-

lungen umfassen: 

• Je 400 m² private Grundstücksfläche ist ein heimischer Laubbaumhochstamm I. oder II. Ordnung oder ein 

Obstbaumhochstamm entsprechend Artenauswahlliste zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten, 

• Ein Nadelgehölzanteil von mehr als 10% bezogen auf alle innerhalb einer privaten Grundstücksfläche 

gepflanzter Gehölze ist unzulässig. Hecken aus Nadelgehölzen sind unzulässig,  

• Für die Bepflanzung ist die Artenauswahlliste unter den Hinweisen zu beachten, 

• Zwischen eventuell geplanten Baumstandorten und Versorgungsleitungen ist, nach dem DVGW-Regelwerk; 

Arbeitsblatt GW 125 „Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsleitungen“ ein Abstand von 2,5 

m einzuhalten. Sollte dieser Abstand unterschritten werden, so sind Schutzmaßnahmen notwendig. Die 

hierdurch entstehenden Kosten sind durch den Veranlasser der Baumpflanzungen zu übernehmen. 

Bezugs der Einfriedung gelten folgende Festsetzungen: 

• Einfriedungen dürfen eine Höhe von 1,20 m nicht überschreiten.  

• Maschendrahtzäune sind straßenseitig unzulässig und bei Anordnung an der seitlichen und hinteren Grenze 

nur bei Hinterpflanzung zulässig.  

• Mauern können zugelassen werden, wenn eine Hangabstützung notwendig ist. 

• Zur dauerhaften Gewährleistung der Durchgängigkeit für Kleintiere im Baugebiet soll zwischen den Zäunen 

und dem Erdboden ein Freiraum von 10 bis 15 cm zu belassen werden. Ein durchgehender Zaunsockel soll 

vermieden werden. Der Bordstein soll alle 20 m abgesenkt werden. 

• Unterer Bezugspunkt der Einfriedungen ist das jeweilige Urgelände. 

Der landschaftsbildliche Wert der intensiv landwirtschaftlich genutzten Fläche ist als gering einzustufen. Unter Be-

rücksichtigung der geplanten Maßnahmen und Festsetzungen ist die Eingriffserheblichkeit für das Schutzgut Land-

schaftsbild als gering zu bewerten. 
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2.6 Auswirkungen auf die Schutzgüter Natura2000 

Von den Planungen sind keine Schutzgüter Natura2000 betroffen.  

2.7 Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch / seine Gesundheit / Bevölkerung 

Durch die Ausweisung des allgemeinen Wohngebiets Nr. XXIX "Am Überheidlein" sind keine negativen Auswirkungen 

auf die Bevölkerung oder die menschliche Gesundheit zu erwarten. 

Das Vorhaben trägt zur Sicherung des örtlichen Wohnraumbedarfs bei, stärkt die soziale Infrastruktur der Gemeinde 

Burgoberbach und unterstützt die demografische Entwicklung positiv. 

2.8 Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Baudenkmäler  

Im Planungsgebiet sind keine obertägig sichtbaren Bodendenkmäler bekannt. 

Für künftige Bauvorhaben gelten die Vorgaben des Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG. 

Bodendenkmäler  

Innerhalb des Vorhabengebiets und im näheren Umgriff befinden sich keine Bodendenkmäler.  

Da bei Baumaßnahmen grundsätzlich mit archäologischen Fundstellen zu rechnen ist, wird auf die Meldepflicht ge-

mäß Art. 8 Abs. 1 und 2 Denkmalschutzgesetz (DSchG) an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege (Dienststelle 

Nürnberg) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde hingewiesen. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter sind nicht vorhanden. 

2.9 Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern 

Die Ver- und Entsorgung des Gebiets erfolgt über einen Anschluss an das bestehende Versorgungssystem der Ge-

meinde Burgoberbach. 

Die Abwasserbeseitigung wird im Trennsystem realisiert: Anfallendes Schmutzwasser wird dem öffentlichen Kanal-

netz zugeleitet. Die Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers erfolgt über neu herzustellende Regenwasserka-

näle mit Anschluss an das südlich des Baugebiets gelegene Rückhaltebecken. Das hierfür erforderliche wasserrecht-

liche Genehmigungsverfahren wird im Rahmen der Erschließungsplanung durchgeführt. 

Unbelastetes Niederschlagswasser aus Dachflächen und sonstigen unverschmutzten Flächen soll soweit möglich auf 

den privaten Grundstücken gesammelt und genutzt werden. Hierzu wird die Installation von Brauchwasserzisternen 

zur Gartenbewässerung empfohlen, um den Wasserverbrauch zu reduzieren und den natürlichen Wasserkreislauf zu 

unterstützen. 

Abfälle werden über die normale Müllentsorgung entfernt. 
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Besondere Emissionen sind von einem allgemeinen Wohngebiet nicht zu erwarten. 

2.10 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

Im Sinne der Umweltvorsorge wird in den Festsetzungen des Plans die Nutzung regenerativer Energiequellen, insbe-

sondere durch Solar- und Photovoltaikanlagen, ausdrücklich gefördert. Es wird empfohlen, Sonnenkollektoren und 

Photovoltaikanlagen auf den Dächern zu integrieren. Diese sind zu einheitlichen geordneten Elementen zusammen-

zufassen und müssen die Neigung des Daches aufnehmen. Nicht zulässig sind Freiflächenphotovoltaik und freiste-

hende Solarthermieanlagen. Die Solarmodule sind ausschließlich in entspiegelter Ausführung zulässig. 

2.11 Auswirkungen auf die Schutzgüter untereinander 

Aus einer bislang überwiegend durch intensiv genutztes sowie mäßig extensiv bewirtschaftetes, artenarmes Grün-

land geprägten Fläche mit vereinzelt vorkommenden säumigen Staudenfluren, gebüschartigen Strukturen, Hecken 

und mesophilem Gebüsch soll ein allgemeines Wohngebiet entstehen, das großzügig mit Grünstrukturen durchsetzt 

geplant ist. Dies hat nahezu ausschließlich positive Effekte. 

Besondere Wirkbeziehungen oder Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern sind für das Vorhaben-

gebiet nicht erkennbar. 

2.12 Auswirkungen auf die Wirtschaft 

Durch die geplante Ausweisung des allgemeinen Wohngebiets „Neuses – Süd“ ergeben sich überwiegend positive 

Effekte für die lokale Wirtschaft. Insbesondere können durch die Schaffung neuen Wohnraums die Standortattrakti-

vität der Gemeinde Burgoberbach gestärkt und die Ansiedlung sowie der Verbleib von Fachkräften im ländlichen 

Raum unterstützt werden.  

Negative Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung sind, bei Einhaltung aller gesetzlichen und ökologischen 

Auflagen, nicht zu erwarten. 

2.13 Auswirkungen auf die Land-/Forstwirtschaft 

Laut dem Leitfaden Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft S. 22 ist bei der Inanspruchnahme von land- und 

forstwirtschaftlich genutzten Flächen für Ausgleichsmaßnahmen nach § 1a Abs. 3 S. 5 BauGB und § 15 Abs. 3 

BNatSchG auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht zu nehmen und die für die landwirtschaftliche Nutzung besonders 

geeigneten Böden sind nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen. Da die vorgesehene Flächengröße je-

doch geringer ist als drei Hektar, werden durch den Ausgleich agrarstrukturelle Belange ohnehin nicht berührt. 

Es wird keine Ackerfläche aus der Nutzung genommen. An den Grenzen des Bebauungsplans ist die gesetzlich vorge-

schriebene Pflanzordnung einzuhalten, insbesondere der erforderliche Grenzabstand zu angrenzenden landwirt-

schaftlichen Nutzflächen. 

Die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der benachbarten landwirtschaftlichen Flächen bleibt uneingeschränkt ge-

währleistet. Dabei sind die typischen Immissionen wie Staub- und Geruchsentwicklung, die mit der 
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landwirtschaftlichen Nutzung einhergehen, zu dulden. Auch Bewirtschaftungsmaßnahmen in den späten Abend-

stunden sowie zu Erntezeiten müssen weiterhin uneingeschränkt möglich sein. 

Insgesamt wird die Beeinträchtigung der landwirtschaftlichen Nutzung als gering eingestuft. 

2.14 Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen 

Durch die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebiets wird womöglich die Wohnortnähe für Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer verbessert und die Ansiedlung junger Familien und Fachkräfte in der Gemeinde Burgoberbach unter-

stützt. 

Damit trägt das Vorhaben mittelbar zur Sicherung bestehender Arbeitsplätze in der Region sowie zur Stärkung der 

lokalen Wirtschaft und Infrastruktur bei.  

2.15 Risikoabschätzung im Falle von Unfällen und Naturkatastrophen 

Im Rahmen der Entwicklung des allgemeinen Wohngebiets bestehen keine zusätzlichen Risiken im Hinblick auf Un-

fälle oder Naturkatastrophen. Das Plangebiet befindet sich außerhalb festgesetzter Überschwemmungsgebiete des 

HQ100. 

Somit ergeben sich aus dem Vorhaben keine erhöhten Risiken für die zukünftigen Bewohnerinnen und Bewohner 

oder die Umgebung. 

2.16 Kumulative Auswirkungen unter Berücksichtigung von Vorhaben benachbarter Plangebiete 

Das Vorhaben betrifft die Entwicklung eines neuen allgemeinen Wohngebiets und erfolgt in Anbindung an die beste-

hende Siedlungsstruktur am südöstlichen Ortsrand von Neuses. Die angrenzenden Bereiche werden überwiegend 

landwirtschaftlich genutzt, nördlich schließen sich Wohnnutzungen an. 

Das nächstgelegene bestehende Wohngebiet befindet sich unmittelbar nördlich des Plangebiets. Im Bereich der an-

grenzenden landwirtschaftlichen Flächen sind die typischen Immissionen, wie Staub-, Geruchs- und Lärmentwick-

lungen aus der ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Nutzung, weiterhin von den zukünftigen Bewohnern zu dul-

den. 

Erhebliche kumulative Auswirkungen in Verbindung mit bestehenden oder geplanten benachbarten Nutzungen sind 

nicht zu erwarten. Die Planung wurde so ausgestaltet, dass negative Effekte auf die benachbarten Flächen vermieden 

oder auf ein vernachlässigbares Maß reduziert werden. 

Bei Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen ist insgesamt nicht von erheblichen kumulativen Auswirkungen aus-

zugehen 
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2.17 Zusammenfassung der Umweltauswirkungen 

Tabelle 1: Zusammenfassung der Umweltauswirkungen. 

Schutzgut Erheblichkeit 

Tiere und Pflanzen gering 

Boden und Fläche gering 

Wasser gering 

Luft / Klima gering 

Landschaftsbild gering 

Natura2000 keine 

Mensch / seine Gesundheit / Bevölkerung keine  

Kultur- und Sachgüter keine 

Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern keine 

Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie keine 

Auswirkungen auf die Wirtschaft positiv 

Auswirkungen auf die Land-/Forstwirtschaft gering 

Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen positiv 

Risikoabschätzung im Falle von Unfällen und Naturkatastrophen keine 

Kumulative Auswirkungen unter Berücksichtigung von Vorhaben benachbarter Plangebiete keine 
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3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger 

Auswirkungen 

3.1 Vermeidungsmaßnahmen 

3.1.1 Vermeidungsmaßnahmen allgemein 

• Befestigte Flächen sind auf das unabdingbare Maß zu beschränken. Die Nebenflächen, wie Stauräume und 

Stellplätze auf den Grundstücken sind mit wasserdurchlässigen Belägen auszubauen. 

• Das natürliche Gelände ist grundsätzlich unverändert zu belassen. Geländeveränderungen sind zulässig, 

wenn sie im Zusammenhang mit der Erstellung der Gebäude erforderlich sind. Als maximale Auffüllhöhe des 

fertigen neu herzustellenden Geländes wird die vor dem jeweiligen Grundstück befindliche Straßenober-

kante der Erschließungsstraße entlang des Grundstücks festgesetzt. Dieses neu geschaffene Gelände wird 

als natürliche Geländeoberfläche im Sinne der Bayerischen Bauordnung festgesetzt. Sämtliche Gebäudehö-

henmaßangaben sind hierauf zu beziehen. 

• Freiflächen auf privaten Grundstücken, die nicht als Zufahrten, Wege oder Terrassen befestigt sind, sind 

gärtnerisch mit Rasen und Pflanzungen anzulegen.  

• Großflächig mit Steinen (Schotterpackungen aus Granit, Basalt, Glas, etc.) bedeckte Flächen, auf denen 

hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet werden und keine oder nur eine geringe Anzahl von Pflanzen 

vorkommen sind unzulässig. Die mit Steinen bedeckte Fläche darf maximal 10 m² betragen. Rand und 

Sockeleinfassungen der baulichen Anlagen aus Kies oder Schotter im Sinne des Spritzschutzes, max. 0,5 m 

breit, gelten nicht als Stein- und Kiesgärten. 

• Bei Bodenarbeiten sind die einschlägigen Regelwerke DIN 18915, DIN 19731 und § 12 BBodSchV anzuwen-

den, um die Bodenstruktur und die Bodenfunktion so weit wie möglich zu erhalten. 

3.1.2 Vermeidungsmaßnahmen aus dem speziellen Artenschutz 

M01: Um Verletzungen und Individuenverluste von Zauneidechsen zu vermeiden, müssen diese vor Beginn der Bau-

maßnahme aus dem Vorhabengebiet vergrämt werden. Ziel ist es, dass die Tiere Richtung Ausgleichsfläche abwan-

dern. Achtung: Die folgenden Schritte zur Vergrämung dürfen nur im Zeitraum April bis Anfang Mai bzw. zwischen 

Mitte August bis Ende September durchgeführt werden. Ein Ausgleichshabitat muss zu diesem Zeitpunkt bereits zur 

Verfügung stehen (siehe CEF01).  

5. Der Bewuchs auf der gesamten Brachfläche inklusive der Erdwälle muss sehr kurz gemäht werden. Dies 

ist dauerhaft beizubehalten. Die Arbeitsrichtung muss hierbei von Norden nach Süden des Vorhabenge-

bietes erfolgen. 

6. Alle Versteckmöglichkeiten im Vorhabengebiet wie Holz oder Steinhaufen müssen per Hand entfernt 

werden. Dabei ist auf eine vorsichtige Arbeitsweise zu achten. 

7. Eine Woche später sind die Erdhaufen auf der Fläche vorsichtig abzutragen. Die Arbeitsrichtung muss 

hierbei von Norden nach Süden des Vorhabengebietes erfolgen.  
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8. Die Arbeitsrichtung von Norden nach Süden des Vorhabengebietes ist bei der gesamten Baufeldräu-

mung einzuhalten. 

M02: Gehölzfällungen sind außerhalb der Schutzzeiten für Brutvögel, also im Zeitraum zwischen 1. Oktober bis 

28./29. Februar, durchzuführen. 

M03: Wo nicht zwangsläufig Gehölze zur Umsetzung des Bauvorhabens entfernt werden müssen, muss die momen-

tane Vegetation erhalten bleiben. Zu den zu erhaltenden Gehölzen muss dauerhaft ein 3 m breiter Pufferstreifen ein-

gehalten werden. In diesem Bereich muss ein Altgrasstreifen entwickelt werden. Hierfür muss dieser Bereich einmal 

jährlich, allerdings frühestens ab 15. Juli, gemäht werden. Das Mahdgut ist abzutransportieren.  

M04: Die Gehölze am Waldrand im Süden des Planungsgebiets dürfen während der Bauphase nicht in ihrer Funktion 

als Bruthabitat und Leitstruktur für Fledermäuse beeinträchtigt werden. Deswegen ist zu diesen ein 3 m breiter Puf-

ferstreifen einzuhalten. Dieser Streifen darf in diesem Zeitraum weder befahren noch zur Lagerung von Materialien 

genutzt werden. Zum Schutz dieses Pufferstreifens ist während der Bauarbeiten eine nicht verrückbare Abgrenzung 

(z.B. in Form eines Bauzauns) zu errichten. 

M05: Um den Habitatverlust für Dorngrasmücke und Klappergrasmücke (ökologische Gilde der Hecken- und Ge-

büschbrüter) zu verhindern, sind an geeigneter Stelle im oder angrenzend an den Geltungsbereich Heckenstrukturen 

auf mindestens 20 m (3-reihig, 5 m breit) anzulegen (vgl. interne Ausgleichsmaßnahme, Abbildung). Für Anwuchs-

pflege ist zu sorgen. Ausfallende Gehölze sind laufend zu ersetzen. Die Hecke ist mit gebietsheimischen, bevorzugt 

beerentragenden Gehölzen, zum Beispiel Hundsrose, Eberesche und Weißdorn, anzulegen und dauerhaft zu erhalten 

(Abbildung 6). 

M06: Zäune um das Vorhabengebiet muss eine Bodenfreiheit von mindestens 15 cm haben, um Reptilien und ande-

ren Kleintieren ungehinderten Zugang zu ermöglichen.  

M07: Bei der Planung ist ein Augenmerk auf die Fallenwirkung für Kleintiere wie Eidechsen, Amphibien, Spitzmäuse 

etc. zu richten. Strukturen wie Lichtschächte, bodenebene Kellereingänge, offene Fallrohre und ähnliches müssen 

für Kleintiere abgedichtet/verschlossen werden. Hierfür können feinmaschige Abdeckungen verwendet werden. 

CEF01: Als Ausgleich für die entfernten Habitatstrukturen der Zauneidechse ist vor Beginn der Vergrämungsmaßnah-

men (siehe M01) ein neues Habitat zu schaffen. Dieses muss als eine Mulde von etwa fünf Quadratmeter Größe und 

einer Tiefe von einem Meter (frostfrei) ausgestattet sein. Diese Mulde ist mit einer Mischung aus verschieden großen 

(Wasserbau-) Steinen, Kies und sandigem Material zu versehen (z.B. Materialien des Lagerplatzes im Baufeld verwen-

den). Einzelne, idealerweise flache, plattige, aber große Steine, sollten als Sonnensteine südseitig an der Oberfläche 

platziert werden. Der so entstandene Steinhaufen muss eine Höhe von etwa 0,5 m erreichen. Alternativ hierzu können 

auch große Wurzelstöcke aus der Rodung der Hecke verwendet werden. Es ist darauf zu achten, dass die eingebrach-

ten Gehölze von den Zauneidechsen leicht erklettert werden können und keine Beschattung vorhanden ist. Zum 

Schutz vor Prädatoren sind je drei Rosenbüsche (Rosa canina) neben den Stein-/Totholzhaufen zu pflanzen (Abbil-

dung 5 und Abbildung 6). 

Festsetzungen zum Fledermaus- und Insektenschutz: 

• Für die Straßenbeleuchtung sind energiesparende und gleichzeitig insektenschonende Lampen mit nach 

unten gerichtetem Lichtkegel zu verwenden. Zur Außenbeleuchtung dürfen ausschließlich Leuchten mit UV-
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armem Lichtspektrum, wie z. B. LED-Lampen oder Natriumdampf-Niederdrucklampen, eingesetzt werden. 

Der Lichtkegel ist strikt nach unten auszurichten. Die Masthöhen sind so niedrig wie möglich zu wählen, um 

die Streuwirkung des Lichts zu minimieren. 

• Die Beleuchtung muss zielgerichtet gelenkt werden. Die Bestrahlung von Gehölzstrukturen ist zu vermeiden. 

Die Leuchten sind nach oben abzuschirmen und nach unten auszurichten, damit der Raum oberhalb der 

Leuchte sowie seitlich möglichst nicht angestrahlt wird. Die Installation von Lampen unmittelbar vor wei-

ßen, stark reflektierenden Fassaden oder innerhalb von Gehölzgruppen ist zu vermeiden, um Blend- und 

Reflexionseffekte zu reduzieren. 

• Die Beleuchtungsdauer muss am tatsächlichen Bedarf angepasst werden. Dies kann entweder mit Bewe-

gungsmeldern oder mit Zeitschaltuhren erreicht werden. Nächtliche Abschaltungen zwischen 23:00 Uhr und 

05:00 Uhr werden empfohlen. Alternativ kann in schwach frequentierten Zeiträumen eine Teildimmung er-

folgen, um die Lichtintensität zusätzlich zu reduzieren. 

• Um die Blend- und Lockwirkung für Organismen zu reduzieren, ist die Lichtfarbe an das Sehspektrum des 

Menschen anzupassen. Optimal ist hier eine neutral- bis warmweiße Farbtemperatur von 2700 K bis maximal 

3000 K. Eine höhere Farbtemperatur sowie Blau- und UV-Anteile sind zu vermeiden, um negative Effekte auf 

nachtaktive Insekten gering zu halten. 

3.1.3 Maßnahmen der Grünordnung 

Die Maßnahmen zur Grünordnung werden in Kapitel 8 aufgeführt. 

3.1.4 Maßnahmen der Einfriedung 

• Einfriedungen dürfen eine Höhe von 1,20 m nicht überschreiten.  

• Maschendrahtzäune sind straßenseitig unzulässig und bei Anordnung an der seitlichen und hinteren Grenze 

nur bei Hinterpflanzung zulässig.  

• Mauern können zugelassen werden, wenn eine Hangabstützung notwendig ist. 

• Zur dauerhaften Gewährleistung der Durchgängigkeit für Kleintiere im Baugebiet soll zwischen den Zäunen 

und dem Erdboden ein Freiraum von 10 bis 15 cm zu belassen werden. Ein durchgehender Zaunsockel ist zu 

vermieden. Der Bordstein muss alle 20 m abgesenkt werden. 

• Unterer Bezugspunkt der Einfriedungen ist das jeweilige Urgelände. 
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3.1.5 Maßnahmen bezüglich Landschaftsbildes / Dachbegrünung / Erneuerbare Energie 

• Flachdächer sind extensiv zu begrünen. 

• Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen auf den Dächern sind zu einheitlichen geordneten Elementen 

zusammenzufassen.  

• Nicht zulässig sind Freiflächenphotovoltaik und freistehende Solarthermieanlagen.  

• Die Solarmodule sind ausschließlich in entspiegelter Ausführung zulässig. 

3.2 Eingriffsermittlung / Ausgleichsbedarf 

 
Abbildung 7: Darstellung der Ausgangszustände; G11 – Intensivgrünland, G211 – Mäßig extensiv genutztes, artenarmes 

Grünland, K11 – Artenarme Säume, B112 – Mesophiles Gebüsch, B116 – Gebüsche/Hecken stickstoffreicher, 

ruderaler Standorte, P5 – sonstige versiegelte Flächen, P 44 – Kleingebäude der Land- und Energiewirtschaft 

(Quelle: © LfU, LDBV) 
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Abbildung 8:  Abgrenzung des Eingriffsbereiches. 

 

Tabelle 2: Berechnung des Ausgleichbedarfs. 

Was BNT Eingriffs-

fläche  

Wertpunkte  

BNT/m² Ein-

griff    

Beeinträchtigungs- 

faktor (GRZ)  

Ausgleichs- 

bedarf 

Intensivwiese in WA1 G11  1.444 m² 3 WP 0,3 1.300 WP 

Mäßig extensiv genutztes, 

artenarmes Grünland in 

WA1 

G211 1.343 m² 6 WP 0,3 2.418 WP 

Gebüsch stickstoffreicher, 

ruderaler Standorte in 

WA1 

B116  580 m² 7 WP 0,3 1.218 WP 

Artenarme Säume in WA1 K11  389 m² 4 WP 0,3 467 WP 

Kleingebäude der Land- 

und Energiewirtschaft in 

WA1 

P44 37 m² 0 WP 0,3 0 WP 

Mäßig extensiv genutztes, 

artenarmes Grünland in 

WA2 

G211  156 m² 6 WP 0,4 375 WP 

Gebüsch stickstoffreicher, 

ruderaler Standorte in 

WA2 

B116  203 m² 7 WP 0,4 569 WP 

mesophiles Gebüsch (Bio-

top) in WA2 

B112  

BK  

50 m² 10 WP (+ 1 

BK) 

0,4 220 WP 

Artenarme Säume in WA2 K11  599 m² 4 WP 0,4 959 WP 

Sonstige versiegelte Frei-

flächen 

P5 1.108 m² 0 WP 0,4 0 WP 

Gesamt     7.526 WP 

WA1 = 4.924 m² 

 

WA2 = 1.067 m² 
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Es sind 6.021 Wertpunkte auszugleichen (7.526 WP – (7.526 WP * Planungsfaktor 0,1) = 6.773 WP). 

3.2.1 Ermittlung Planungsfaktor  

Laut dem Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ auf S. 19 kann durch die Optimierung der Planung 

durch Vermeidungsmaßnahmen am Ort des Eingriffs die Ausgleichserfordernis um maximal 20 % gesenkt werden. 

Hierzu sind im Leitfaden im Anhang 2 Tabelle 2.2 die entsprechend anzurechnenden Planungsfaktoren angegeben 

und die hier Zutreffenden in nachfolgender Tabelle zusammengestellt.  

Dabei ist zu beachten, dass der Planungsfaktor ein Maximum von 20 nicht überschreiten kann. Ein Planungsfaktor 

von 20 bedeutet eine Reduktion des Ausgleichs um 20 %. Für die hier berücksichtigten vier Maßnahmen wird ein auf 

insgesamt 10 % reduzierter Planungsfaktor zugrunde gelegt. 

Tabelle 3: Zusammenstellung der angewandten Planungsfaktoren. 

4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten  

(Ziele des räumlichen Geltungsbereichs des Bauleitplans sind zu berücksichtigen) 

Grundsätzlich wäre es möglich, neuen Wohnraum an anderer Stelle innerhalb des Gemeindegebiets Burgoberbach 

zu schaffen. Allerdings würden sich hierbei voraussichtlich höhere Eingriffe in Natur und Landschaft ergeben, insbe-

sondere durch die Erschließung neuer Flächen ohne unmittelbaren Anschluss an die bestehende Siedlungsstruktur. 

Die Entwicklung des allgemeinen Wohngebiets „Neuses-Süd“ ermöglicht eine direkte Anbindung an vorhandene Inf-

rastrukturen sowie eine maßvolle Erweiterung der bestehenden Ortslage. Dadurch können zusätzliche Versiege-

lungsflächen und ein erhöhter Infrastrukturaufwand vermieden werden. 

Insgesamt stellt die gewählte Standortwahl die effizienteste und umweltschonendste Möglichkeit dar, den dringend 

benötigten Wohnraum bereitzustellen und die städtebauliche Entwicklung der Gemeinde nachhaltig zu fördern. 

5 Umweltprognose bei Nichtdurchführung 

Ohne die Umsetzung der geplanten Wohngebietsentwicklung „Neuses-Süd“ würde der dringend benötigte zusätzli-

che Wohnraum in der Gemeinde Burgoberbach nicht geschaffen. Dies könnte langfristig zu einer Verschärfung des 

Wohnraummangels führen und die demografische Entwicklung sowie die Attraktivität des Standorts negativ beein-

flussen. 

Maßnahmen zur Vermeidung eines Eingriffs nach Tab. 2.2 Anhang 2 Leitfaden Planungsf. 

Vernetzung von großräumigen Grünstrukturen 2,5 

Beleuchtung von Fassaden und Außenanlagen: Verwendung von Leuchtmitteln mit warm-

weißen LED-Lampen mit einer Farbtemperatur 2700 bis max. 3000 Kelvin 

2,5 

Erhalt der Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens durch Verwendung versickerungsfähiger 

Beläge 

2,5 

Gestaltung von Übergangsbereichen zur offenen Landschaft 2,5 

Summe 10 
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Zudem würden bestehende Potenziale zur Nutzung bereits erschlossener und siedlungsnaher Flächen ungenutzt 

bleiben, wodurch in Zukunft möglicherweise stärkere Eingriffe in bislang unberührte oder ökologisch höherwertige 

Flächen notwendig werden könnten. 

Die geplante Wohnraumentwicklung bietet hingegen eine nachhaltige Lösung, um die Nachfrage wohnortnah zu de-

cken, die Siedlungsentwicklung geordnet zu steuern und durch eine sparsame Inanspruchnahme von Flächen die 

Umweltbelastungen zu minimieren. 

6 Zusätzliche Angaben nach Anlage 2 Nr. 3 BauGB 

6.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der 

Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben 

aufgetreten sind (z.B. technische Lücken oder fehlende Kenntnisse) 

Bei der Ermittlung der Umweltauswirkungen standen im Wesentlichen die von der Gemeinde bereitgestellten Be-

richte, der BayernAtlas, Daten aus FinView, Geländebegänge, der Fachbeitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen 

Prüfung und die Pläne und Konzepte der Landesentwicklung zur Verfügung.  

Die Flächenermittlung wurde mit Hilfe von QGis durchgeführt.  

6.2 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der 

Durchführung des Bebauungsplans auf die Umwelt 

Die Gemeinde Burgoberbach wird die Umsetzung der Maßnahmen eigenverantwortlich durchführen sowie deren 

Überwachung sicherstellen und ggf. erforderliche Einhaltungen einfordern. 

7 Allgemein verständliche Zusammenfassung der erforderlichen Angaben 

Eine landwirtschaftlich genutzte Fläche soll in ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit einer Grundflächenzahl (GRZ) 

von 0,3 bis 0,4 umgewandelt werden. Die Entwicklung erfolgt in direkter Anbindung an die bestehende Ortslage von 

Neuses, um den örtlichen Wohnraumbedarf zu decken und die städtebauliche Entwicklung der Gemeinde nachhaltig 

zu fördern. 

Zur ökologischen Aufwertung des Gebiets sind umfassende Durchgrünungsmaßnahmen vorgesehen. 

Bei Einhaltung aller Maßnahmen ist die Umsetzung des Baugebietes nicht mit erheblichen Umweltauswirkungen ver-

bunden.  
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8 Maßnahmen der Grünordnung 

8.1 Pflanz- und Erhaltungsmaßnahmen 

In den Festsetzungen zur Grünordnung sind folgende Regelungen getroffen: 

• Je 400 m² private Grundstücksfläche ist ein heimischer Laubbaumhochstamm I. oder II. Ordnung (StU 18 - 20) 

oder ein Obstbaumhochstamm entsprechend Artenauswahlliste zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten, 

• Ein Nadelgehölzanteil von mehr als 10 % bezogen auf alle innerhalb einer privaten Grundstücksfläche 

gepflanzter Gehölze ist unzulässig. Hecken aus Nadelgehölzen sind unzulässig,  

• Für die Bepflanzung ist die Artenauswahlliste unter den Hinweisen zu beachten, 

• Zwischen eventuell geplanten Baumstandorten und Versorgungsleitungen ist, nach dem DVGW-Regelwerk; 

Arbeitsblatt GW 125 „Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsleitungen“ ein Abstand von 2,5 

m einzuhalten. Sollte dieser Abstand unterschritten werden, so sind Schutzmaßnahmen notwendig. Die 

hierdurch entstehenden Kosten sind durch den Veranlasser der Baumpflanzungen zu übernehmen. 

Für die Bepflanzung eignen sich folgende Arten: 

Pflanzenliste: 

Bäume (Wuchsklasse I): 

Acer platanoides     Spitz-Ahorn (B)   

Acer pseudoplatanus    Berg-Ahorn (B)   

Fraxinus excelsior    Esche (B)   

Quercus robur     Stiel-Eiche (B) 

Tilia cordata     Winter-Linde (B)  

Tilia platyphyllos     Sommer-Linde (B) 

 

Obstbäume für Pflanzungen in der öffentlichen Grünfläche / Ausgleichsfläche im Norden und Nordosten: 

Verwendung alter, regionaltypischer, standortgerechter Arten; Auswahl in Abstimmung mit dem Kreisfachberater für 

Gartenkultur und Landespflege, dem Landschaftspflegeverband Mittelfranken oder den Landwirtschaftlichen Lehr-

anstalten Triesdorf (Ansprechpartner: Herr Schnell, Abt. Pflanzenbau). 

Bäume (Wuchsklasse II): 

Acer campestre     Feldahorn (B)   

Carpinus betulus     Hainbuche   

Prunus avium     Vogel-Kirsche (V, B) 

Salix caprea     Sal-Weide (B) 

Sorbus aria     Mehlbeere (V) 

Sorbus aucuparia    Eberesche, Vogelbeerbaum (V)   
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Sträucher: 

Cornus mas     Kornelkirsche (V, B) 

Cornus sanguinea    Roter Hartriegel (V, B) 

Corylus avellana     Haselnuss (V) 

Crataegus monogyna    Eingriffliger Weißdorn (V) 

Ligustrum vulgare    Liguster 

Lonicera xylosteum    Rote Heckenkirsche (V) 

Prunus padus     Trauben-Kirsche (B) 

Rosa canina     Hunds-Rose 

Rosa pimpinellifolia    Bibernell-Rose 

Rosa rubiginosa     Wein-Rose 

Sambucus nigra     Schwarzer Holunder 

Viburnum lantana    Wolliger Schneeball 

Für die Maßnahmen gilt, die Anpflanzungen fachgerecht zu pflegen, zu erhalten und bei Ausfall entsprechend Ersatz 

zu leisten. 

8.2  Maßnahmen- und Ausgleichskonzept  

Um den Ausgleichsbedarf gemäß § 1a Abs. 1 S. 1 BauGB, wie in Kapitel 3.2 dargelegt, angemessen zu berücksichtigen, 

sollen Ausgleichsmaßnahmen entwickelt werden. Diese Maßnahmen werden auf den dafür vorgesehenen Flächen 

identifiziert und im Rahmen eines Maßnahmenkonzepts dargelegt.  

Vor dieser Entwicklung ist jedoch eine detaillierte Erfassung und Bewertung des aktuellen Zustands der potenziellen 

Ausgleichsfläche erforderlich, die auf einer präzisen, flächenspezifischen Analyse der jeweiligen Merkmale und Eigen-

schaften der BNT basiert. 

Auf Grundlage der Erfassung und Bewertung des bestehenden Zustands wird ein Ausgleichskonzept erstellt. Hierbei 

erfolgt die Auswahl der erforderlichen Maßnahmen und entsprechenden Flächen. Laut dem Leitfaden Bauen im Ein-

klang mit Natur und Landschaft, S. 22 werden dabei die folgenden Rahmenbedingungen berücksichtigt: 

• Ausgleichsmaßnahmen müssen eine ökologische Aufwertung für den Naturhaushalt und/oder eine Aufwer-

tung für das Landschaftsbild bewirken. Sie können nur auf Flächen stattfinden, die ein Aufwertungspotenzial 

aufweisen, d.h. aufwertungsbedürftig und aufwertungsfähig sind. Die Maßnahmen müssen über die bloße 

Bereitstellung einer anderen Fläche als der Eingriffsfläche ohne Aufwertung hinausgehen. Ein Aufwertungs-

potenzial im Sinne der Eingriffsregelung besteht grundsätzlich nur für Maßnahmen, die ohne anderweitige 

rechtliche Verpflichtungen durchgeführt werden. 

• Maßgebend für die Bestimmung der Aufwertung sind die Biotop- und Nutzungstypen (BNT) der Biotopwert-

liste. 

• Ausgleichsmaßnahmen beziehen sich auf die infolge des Eingriffs beeinträchtigten Funktionen. Eine Aus-

gleichsmaßnahme gleicht die Funktionsbeeinträchtigung eines Schutzguts sowohl im räumlichen Zusam-

menhang als auch im gleichen Funktionszusammenhang aus. 
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• Nach § 200a S. 1 BauGB umfasst der Ausgleich auch Ersatzmaßnahmen. Ausgleichsmaßnahmen in der Bau-

leitplanung können unabhängig von einem unmittelbar räumlichen Zusammenhang zum Eingriffsort vorge-

nommen werden, sofern dies mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung und den Zielen der Raum-

ordnung sowie des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren ist (§ 200a S. 2 BauGB). Aus-

gleichsmaßnahmen in der Bauleitplanung müssen nicht die durch den Eingriff beeinträchtigten Funktionen 

der Schutzgüter wiederherstellen, sondern können diese auch durch andere Funktionen, die den beein-

trächtigten möglichst nahekommen, ersetzen. 

• Ausgleichsmaßnahmen sollen vorrangig auf geeigneten, im Eigentum der Gemeinde stehenden oder einver-

nehmlich zur Verfügung gestellten Grundstücksflächen verwirklicht werden. Die Durchführung des Aus-

gleichs auf Grundstücken im Eigentum Dritter ist rechtlich zu sichern.  

Tabelle 4: Maßnahmenübersicht zur Klimaanpassung. 

  

Maßnahmen zur Klimaanpassung Anhang 3 Leitfaden 

Schaffung klimarelevanter Strukturen (Gehölze, Grünland) 

Förderung von klimaresistenten Arten 

Erosionsschutz z.B. durch Anlage naturnaher Strukturen, Bepflanzungen 
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8.3  Ermittlung des Ausgleichsumfangs und Bilanzierung 

Die erforderlichen Ausgleichsflächen werden sowohl innerhalb als auch außerhalb des Baugebiets vorgesehen. 

Zunächst werden interne Ausgleichsmaßnahmen entlang des südlichen und östlichen Randes des Vorhabengebiets 

umgesetzt. Im Zuge der Randeingrünung ist die Pflanzung einer Baumreihe aus standortgerechten, einheimischen 

Laubbäumen mit einer Breite von 5 Metern geplant. Diese Maßnahme dient der landschaftlichen Einbindung des Vor-

habens und steigert die ökologische Wertigkeit durch die Schaffung zusätzlicher Gehölzstrukturen. 

Zusätzlich erfolgt direkt angrenzend auf der Fl. Nr. 295 Gmkg. Neuses die Extensivierung von Intensivgrünland auf 

682 m². 

Hinweis: Die Zuweisung der Wertpunkte erfolgt nach Biotopwertliste. 

Tabelle 5: Berechnung der Wertpunkte für die Ausgleichsmaßnahmen. 
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a
k

to
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A
u

sg
le

ic
h

su
m

fa
n

g
  

(W
P

) 

1.1 

intern 
G11  Intensivwiese 3 B313 

Einzelbäume mit 

überwiegend ein-

heimischen, stand-

ortgerechten Arten, 

alte Ausprägung 

10 (12 

WP – 2 

WP 

time 

lag) 

89 7 0 623 

1.2 

intern 
 G212 Extensivwiese 6 B313 

Einzelbäume mit 

überwiegend ein-

heimischen, stand-

ortgerechten Arten, 

alte Ausprägung 

10 (12 

WP – 2 

WP 

time 

lag) 

347 4 0 1.388 

1.3 

intern 
B112 

mesophiles 

Gebüsch 
10 B313 

Einzelbäume mit 

überwiegend ein-

heimischen, stand-

ortgerechten Arten, 

alte Ausprägung 

10 (12 

WP – 2 

WP 

time 

lag) 

44 0 0 0 

1.4  K11 
Artenarme 

Säume 
4 B313 Einzelbäume mit 

überwiegend 

10 (12 

WP – 2 
226 6 0 1.356 
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intern einheimischen, 

standortgerechten 

Arten, alte Ausprä-

gung 

WP 

time 

lag) 

2.1 ex-

tern 
G11 

Intensivgrün-

land 
3 G212 

Mäßig extensiv ge-

nutztes, artenrei-

ches Grünland 

8 682 5 0 3.410 

Summe Ausgleichsumfang (WP) = 6.777 

* Ausgleichsumfang = Fläche x Prognosezustand – Ausgangszustand  

Der maßgebliche Vergleich erfolgt zwischen dem Zustand der Ausgleichsfläche vor der Durchführung der Ausgleichs-

maßnahmen (Ausgangszustand) und dem Prognosezustand 25 Jahre nach ihrer Umsetzung. In zeitlicher Hinsicht 

kann grundsätzlich angenommen werden, dass eine Ausgleichbarkeit vorliegt, wenn sich die Funktionen des jeweils 

beeinträchtigten Schutzguts auf der Ausgleichsfläche innerhalb dieses Zeitraums wieder in vollem Umfang wie vor 

dem Eingriff entwickeln lassen. 

Tabelle 6: Bilanz der Wertpunkte.  

Maßnahmen:  

A1 Pflanzung einer Baumreihe:  

Pflanzung einer Baumreihe aus einheimischen, standortgerechten Laubbäumen (vgl. Pflanzliste, Kapitel 8.1) im süd-

lichen und östlichen Randbereich des Vorhabengebiets. Die Breite des Pflanzstreifens beträgt 5 m. Die Bäume sind in 

einem Abstand von 10 m zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die gesetzlichen Mindestabstände zu Nachbargrund-

stücken müssen eingehalten werden. Bei Ausfall ist für Ersatz zu sorgen. In trockenen Sommern muss gewässert wer-

den. Bei Wildverbiss muss in den ersten Jahren ein Wildverbissschutz gestellt werden.  

A2 Extensivierung von Grünland 

Zunächst muss die Wiese 3-4 Jahre je nach Aufwuchs drei bis vier Mal gemäht werden, um möglichst viele Nährstoffe 

aus der Fläche zu transportieren. Anschließend darf die Wiese nach erfolgter Aushagerung maximal zwei Mal jährlich, 

nicht jedoch vor dem 15.6., gemäht werden. Düngemittel und Pestizide sind dauerhaft untersagt. Das Mahdgut ist 

von der Fläche zu beräumen. Nach Möglichkeit ist ein Messermährwerk zu verwenden. Alternativ ist eine extensive 

Beweidung möglich, wenn der Ziel-BNT erreicht werden kann. 

Bilanzierung  

Summe Ausgleichsumfang 6.773 WP 

Summe Ausgleichsbedarf 6.777 WP 

Differenz + 4 WP 
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Abbildung 9: Interen und externe Ausgleichsflächen (A1 und A2, rote Schrift) mit Ausgangszuständen der Flächen, A1 -Pflanzung 

einer Einzelbaumreihe (706 m²), A2 – Extensivierung von Intensivgrünland (682 m²); (Quelle Hintergrundbild: © 

LDBV) 

8.4  Zusammenfassung der Ergebnisse zur Eingriffsregelung 

Durch den geplanten Eingriff wird eine Fläche von rund 6.739 m² am südlichen Ortsrand von Neuses in Anspruch 

genommen. Das Plangebiet umfasst bislang intensiv bis extensiv genutztes Grünland, Heckenstrukturen und arten-

arme Säume, welche im Zuge der Umsetzung dauerhaft überprägt werden. Die Ermittlung des dafür notwendigen 

Ausgleichs ergibt eine Summe von 6.773 Wertpunkten. 

Der erforderliche naturschutzfachliche Ausgleich wird durch eine interne sowie eine externe Ausgleichsfläche ge-

schaffen. Der interne Ausgleich erfolgt durch eine Randeingrünung entlang des südlichen und östlichen Plangebiets-

randes mittels Pflanzung einer Baumreihe aus einheimischen, standortgerechten Laubbäumen. 

Zusätzlich erfolgt westlicher des geplanten Baugebiets eine Extensivierung von Intensivgrünland. Durch diese Maß-

nahmen werden die bislang artenarmen Flächen gezielt ökologisch aufgewertet. 

Durch die Kombination dieser internen und externen Ausgleichsmaßnahmen ist davon auszugehen, dass der mit dem 

Bauvorhaben verbundene Eingriff in Naturhaushalt und Landschaft vollständig ausgeglichen werden kann. Die Ein-

griffe werden insgesamt als ausgleichbar eingestuft. 

 

Ansbach, 17.03.2026     gez. Aleksandra Babina    

       gez. Lisa Rauscher 


